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Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 20 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 27„ Juni 1969 durch

Senatspräsident B r a c k m a n n ,
Bundesrichter Dr° B a r e s e l und

Bundesrichter Schroeder-Printzen , _
Bundessozialrichter T i e d t und

Bundessozialrichter B e e r

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland—

'Pfalz vom 130 Dezember 1968 wird aufgehoben°

Der Rechtsstreit wird zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialgericht

zurückverwieseno
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Wegen eines Arbeitsunfalls am 110 April 1964 gewährte die

Beklagte dem Kläger durch Bescheid vom 180 Januar 1965 uoa„
eine vorläufige Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähig—

keit (MdB) von 40 VOHOfür die Zeit vom 20„ Juli 1964 bis
auf weiteres° Durch Bescheid vom 270 April 1965 setzte

die Beklagte die dem Kläger gewährte vorläufige Rente vom
10 Juni 1965 an auf 20 v°Ho herab? erklärte sich jedoch in

einem Vergleich vor dem Sozialgericht (SG) Trier am 170

Dezember 1965 bereit, dem Kläger vom 10 Juni 1965 bis 31°

Dezember 1965 eine Rente nach einer MdE von 30 voH„ zu
gewähren und ihn erst vom 10 Januar 1966 an mit einer Rente

nach einer HdE von 20 VCH° zu entschädigeno

Nachdem der Kläger am 10 Februar 1966 von dem Facharzt

für Nervenkrankheiten Dro Gt::; untersucht werden war

und dieser zu dem Ergebnis kam‚ daß auf neurologischem

Gebiet Unfallfolgen bei dem Kläger nicht mehr festzustellen

seien9 wurde dieser von dem Facharzt für Hals—‚ Nasen— und

Ohrenkrankheiten Dr° K::tx untersucht° Er schätzte die

auf seinem Fachgebiet liegende unfallbedingte MdB des

Klägers auf 10 voHoo Daraufhin entzog die Beklagte durch

Bescheid vom 70 März 1966 - zur Post gegeben am 80 März

1966 — dem Kläger mit Ablauf des Monats April 1966 die
bisher gewährte vorläufige Rente und lehnte die Gewährung

einer Dauerrente abo

Gegen diesen Bescheid hat der Kläger am 250 März 1966

Klage erhoben° Durch Urteil vom 36 März 1967 hat das

SG die Klage abgewieseno Es hat sich der Auffassung der

Beklagten bezüglich der MdB angeschlosseno

Auf die Berufung des Klägers ist das Urteil des SG aufge—

hoben und die Beklagte verurteilt werden, dem Kläger aus

Anlaß seines Arbeitsunfalls vom 110 April 1964 eine Rente
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.-3—
nach einer MdB von 20 voHo über den 300 April 1966 hinaus

als Dauerrente zu zahlen„ Im übrigen ist die Klage als

unzulässig abgewiesen werden (Urteil vom 30 Dezember 1968)°

In den Entscheidungegründen hat das Landessozialgericht

(LSG) ausgeführt? der Kläger habe einen Anspruch auf Wei—

terzahlung der Rente, weil der Bescheid vom 7° März 1966

keine Reehtswirksamkeit erlangt habeo Es hat sich dazu

im wesentlichen auf das Urteil des Senatsbom 290 September

1965 (BSG 24, 36) gestützto Hinsichtlich des weitergehen—

den Klagantrages auf Gewährung einer Rente nach einer MdB

um 50 v„u„ sei die Klage unzulässig° Einer Entscheidung

in der Sache stehe der Umstand entgegen, daß zu der sach—

lich—rechtlichen Frage, ob mit Ablauf des Monats April 1966

eine wesentliche Änderung in den bei dem Kläger bestehen—

den Unfallfolgen eingetreten sei‚ ein formell wirksamer

Bescheid der Beklagten nicht vorliegt„ Das LSG vermöge

dann auch nicht in eine sachliche Prüfung der Behauptung

des Versicherten einzutreten, der Zustand seiner Unfall—

folgen habe sich verschlechtert°

Das LSG hat die Revision zugelassen, das Urteil ist der

Beklagten am 13° Januar 1969 zugestellt werden° Sie hat

am 60 Februar 1969 Revision eingelegt und diese gleich—

zeitig begründeto

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des LSG aufzuheben und die

Klage gegen den Bescheid vom 7° März 1966

abzuweiseno

Zur Begründung hat sie auf die Entscheidungen des Senats

vom 190 Dezember 1968 hingewiesen°

Der Kläger ist im sozialgerichtlichen Verfahren nicht

vertreten°

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden (5 124 Abs0 2 SGG)°
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Die Revision ist zulässig° Sie hatte auch insofern Erfolg,

als das angefochtene Urteil aufzuheben und der Rechtsstreit

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zu—
rückzuverweisen war°

Die Auffassung des LSG‚ der Bescheid vom70 März 1966
könnte9 da er die Entziehung einer Rente enthält, nach

@ 625 Abs° 2 der Reichsversicherungsordnung (RVG) nicht
schon mit der Zustellung, sondern erst mit Ablauf des

auf die Zustellung des Bescheides folgenden Monats Rechts-

wirksamkeit erlangen‚ stimmt zwar mit der Entscheidung

des erkennenden Senats vom 290 September 1965 (BSG 249 56)

übereinp Wie in dem Urteil des Senats vom 190 Dezember

1968 (BSG 299 73) des näheren ausgeführt ist, wird jedoch
an dieser Entscheidung nicht festgehalteno Hierzu haben

im wesentlichen folgende Gründe geführt; Wenn der Ver—

sicherungsträger rechtzeitig die Dauerrente im Anschluß

an die vorläufige Rente feststellt, bewirkt dies zwar?

daß über die bisher gewährte vorläufige Rente verfügt wird;

dies ist jedoch nicht der wesentliche Inhalt des ßeschei—

des° Dieser ist vielmehr in erster Linie auf die — im

vorliegenden Fall negative — Feststellung der Dauerrente

gerichtet° Hierdurch und nicht durch die sich aus 9 623

Aber 2 RVG ergebende Verpflichtung des Versicherungsträgers

zur Weiterzahlung der vorläufigen Rente bis zum Ablauf des

auf die Zustellung des Bescheides folgenden Monats wird

die Rechtsnatur eines solchen Entziehungsbescheides be—

stimmto Bei den Leistungen, welche dem Rentenempfänger

nach @ 623 Abso 2 RVG noch für eine Übergangszeit zu
belassen sind‚ handelt es sich um Einzelleistungen, welche

den Rentenanspruch selbst (Stammrecht) nicht berühren

(vglo BSG 5, 49 6; 7, 1089 110; 20, 209? 214; Brackmann7
Handbuch der Sozialversicherung„ 10—60 Auf109 Bd° III

SD 666 v und 714 mit weiteren Nachweisen; Malkewitz in
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"Die Rentenversicherung" 1965, 10, 17)o Dem steht

nicht entgegen, daß in % 625 Abs, 2 RVO ausdrücklich

das Wort ”wirksam“ gebraucht ist; bei einem auf Grund

des 5 1585 Abs, 2 RVO ergangenen Bescheid kann sich

das Wirksamwerden der Herabsetzung oder Entziehung einer

bisher gewährten vorläufigen Rente nur auf die trotz

Wegfalls des Hauptanspruchs noch für die gesetzlich vor—

gesehene Zeit zu erbringenden Einzelleistungen beziehen°

Schließlich steht der bisherigen Auslegung entgegen, daß

sie zu einer nach dem Sinn und Zweck des & 1585 Abs, 2

RVG nicht gerechtfertigten uheinheitlichen Anwendung

dieser Vorschrift führen würde, Die Frage, in welchem

Zeitpunkt die erste Dauerrente festgestellt ist, kann

nicht unterschiedlich nach dem Inhalt des gemäß @ 1585
Abs, 2 RVO ergehenden Bescheides beurteilt werden, doh„,

je nachdem, ob die Dauerrente im Verhältnis zu der vor—

angegangenen Rente höher, gleich hoch, niedriger oder

gar nicht gewährt wird°

Der Bescheid der Beklagten, der durch Einschreiben am

8° März 1966 zur Post gegeben wurde, ist sonach mit

seiner Zustellung, die als am 110 März 1966 erfolgt

gilt_(ä 4 Abs° 1 Verwaltungszustellungsgesetz), wirk—

sam geworden° Damit konnte die automatische Umwand—

lung der vorläufigen Rente in die Dauerrente nicht er—
folgen, Die bisher gewährte Rente hätte allerdings

nur entzogen werden dürfen, wenn keine zum Bezug einer

Rente berechtigenden Unfallfolgen mehr vorhanden waren°

Hierzu hat das LSG — von seinem Standpunkt aus zu Recht —
keine tatsächlichen Feststellungen getroffen ebenso—

wenig zu der Behauptung des Klägers, die Unfallfolgen

hätten sich nicht gebessert, sondern eher verschlech—

tert° Dem erkennenden Senat ist aus diesem Grunde

keine abschließende Entscheidung über den vom Kläger

gemachten Anspruch auf Weiterzahlung der Rente möglicho
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Deshalb war das ängefochtene Urteil aufzuheben und der
Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das LSG zurückzuverweisen (@ 170 Abs() 1 Satz 2 SGG)„

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschließenden

Urteil vorbehalten°
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